
Möglichkeiten zur Überwindung des Alkoholmiß­
brauchs. Das gilt insbesondere für die Anordnung der 
fachärztlichen Behandlung in Verbindung mit einer 
Verurteilung auf Bewährung oder einer bedingten 
Strafaussetzung (§§ 30 Abs. 1, 37 Abs. 3 Ziff. 4, 49 Abs. 3 
Ziff. 4 des StGB-Entwurfs). Auch die inhaltliche Aus­
gestaltung der bei Verurteilung auf Bewährung mög­
lichen Auflagen kann auf die Überwindung des Alko­
holmißbrauchs abzielen. Solche Auflagen könnten z. B. 
dahin lauten, das Arbeitseinkommen und andere Ein­
künfte angemessen für die Familie und Unterhalts­
berechtigte zu verwenden, statt für den Alkoholmiß­
brauch zu verschwenden. Denkbar wäre es auch, Auf­
lagen zu erteilen, unter bestimmten Umständen Alkohol 
zu meiden oder auch den Umgang mit solchen Personen 
zu unterlassen, die den Täter zum Alkoholmißbrauch 
verleiten. Die Voraussetzungen für solche Auflagen und 
die Bedingungen für ihr Wirksamwerden müßten aller­
dings sorgfältig geklärt werden.
Wichtig ist schließlich eine einheitliche Anleitung zur 
Handhabung derjenigen Bestimmungen, die dem 
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor der Verleitung 
zum Alkoholmißbrauch oder zu einer asozialen Lebens­
weise sowie ihrem Schutz gegen Verletzungen der Er- 
ziehurigspflichten und der Unterhaltspflichten infolge 
Alkoholmißbrauchs oder gewohnheitsmäßigen Alkohol­

konsums dienen (§§ 130 bis 132, 136 des StGB-Ent­
wurfs).
Zur Qualifizierung der Mitarbeiter der Rechtspflege­
organe sind Maßnahmen anzustreben, die — zwischen 
den zentralen Organen abgestimmt — sinnvoll in das 
System der Weiterbildung20 einzuordnen wären. Es bie­
tet sich u. E. ein begrenzter, in sich geschlossener Zyklus 
an. Erscheinungsformen, Ursachen und Bedingungen der 
Alkoholkriminalität und des Alkoholmißbrauchs sowie 
Mittel und Methoden zu ihrer Bekämpfung und Ver­
hütung müßten aus sozialer, juristischer und medi­
zinischer Sicht erläutert werden. Auf dieser Grundlage 
könnten die Rechtspflegeorgane Erkenntnisse gewinnen, 
wie sie durch einheitliche und richtige Rechtsanwen­
dung, Anregung von Vorbeugungsmaßnahmen im Ein­
zelfall und auf Grund analytischer Tätigkeit sowie in 
der Öffentlichkeitsarbeit ihren Beitrag zum Kampf 
gegen Alkoholkriminalität und Alkoholmißbrauch effek­
tiver leisten können. Zu beachten bleibt jedoch immer, 
daß der Alkoholmißbrauch nur ein — wenn auch be­
deutendes — Element im Ursachenkomplex der Krimi­
nalität ist; seine Zurückdrängung löst das Problem der 
Vorbeugung gegen die vorwiegend unter seinem Ein­
fluß stehenden Straftatengruppen nur zu einem Teil.

20 vgl. Gelpel/Hennlg/Müller, „Probleme der Weiterbildung der 
Staatsanwälte“, NJ 1966 S. 265 ft.
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Die Arbeitsplanung der Gerichte — ein wichtiger Bestandteil 
wissenschaftlicher Leitungstätigkeit

Das Plenum des Obersten Gerichts hat sich auf seiner
14. Tagung zur Auswertung der Ergebnisse des VII. Par­
teitages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
gründlich mit der Vervollkommnung der Arbeitsweise 
der Gerichte, insbesondere der Leitung der gerichtlichen 
Tätigkeit, beschäftigt. Dabei wurde u. a. festgestellt, daß 
sich die Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte — wenn 
auch im einzelnen unterschiedlich — verbessert hat1. Das 
kommt auch in einer umfassenden exakten Planung der 
Arbeit zum Ausdruck2. Im folgenden sollen dazu die Er­
fahrungen des Bezirksgerichts Neubrandenburg dar­
gelegt werden.

Grundlagen und Inhalt der Arbeitsplanung

Das Bezirksgericht Neubrandenburg organisiert die 
Leitung der Rechtsprechung gegenwärtig durch folgende 
Pläne:
— Schwerpunktarbeitsplan,
— Plan der Plenartagungen,
— Schwerpunktarbeitsplan der Rechtspflegeorgane des 

Bezirks,
— Plan der Qualifizierung, insbesondere Fachrichter­

tagungen,
— Quartalsarbeitsplan.
Bei der Ausarbeitung dieser Pläne, die — abgesehen 
vom Quartalsarbeitsplan — für den Zeitraum eines Jah­
res aufgestellt werden, sind wir auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Partei und der Staatsführung vom Plan 
der gemeinsamen Aufgaben der zentralen Rechtspflege­
organe, vom Plan der Plenartagungen und von den 
Quartalsarbeitsplänen des Obersten Gerichts, vom Plan 
der politisch-ökonomischen Schwerpunkte des Rates des 
Bezirks sowie von den Aufgaben ausgegangen, die in

t Vgl. „Erste Auswertung der Ergebnisse des VII. Parteitages 
der SED im Plenum des Obersten Gerichts“, NJ 1967 S. 361.
2 Zur Arbeitsplanung der Gerichte vgl. insbes. Ziegler, „Für 
eine neue Qualität der Planung im Bereich der Rechtspre­
chung“, NJ 1966 S. 229 ff.
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den regelmäßigen Koordinierungsberatungen für den 
Bereich der Rechtspflege festgelegt werden. Da der noch 
in diesem Jahr vom Bezirkstag zu verabschiedende Per­
spektivplan des Bezirks mit seiner Orientierung auf die 
territorialen Schwerpunkte auch für die Arbeit der 
Rechtspflegeorgane hervorragende Bedeutung hat, wird 
künftig auch dieser Plan die Leitungstätigkeit des Be­
zirksgerichts maßgeblich mit bestimmen.
Inhaltlich sind alle Pläne auf die strikte Durchsetzung 
des demokratischen Zentralismus gerichtet, d. h. auf die 
bestmögliche Umsetzung der zentralen Aufgaben unter 
ständiger Einschätzung und Berücksichtigung der terri­
torialen politisch-ökonomischen und rechtlichen Schwer­
punkte. Unsere Erfahrungen lehren, daß es notwendig 
und möglich ist, die Leitung der Rechtsprechung lang­
fristig zu planen und zu organisieren.
Die Thematik der Plenartagungen und Präsidiumsbera­
tungen der Vergangenheit beweist, daß es uns im 
wesentlichen gelungen ist, die zentralen Aufgaben mit 
den Schwerpunkten unseres Bezirks zu koordinieren. 
So haben wir u. a. folgende politisch-ökonomisch bedeu­
tungsvolle Fragen der Rechtsanwendung wiederholt im 
Plenum behandelt:
— die Eigentumskriminalität in der Landwirtschaft,
— die Rechtsprechung der Kreisgerichte bei Verletzun­

gen des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes 
unter besonderer Berücksichtigung der Probleme der 
Landwirtschaft,

— die Aufgaben der Gerichte bei der Durchsetzung des 
LPG-Rechts in Auswertung des Beschlusses des Ple­
nums des Obersten Gerichts vom 30. März 1966 — I PI 
B 2/66 - (NJ 1966 S. 268 ff.),

— die Rechtsprechung der Gerichte und die Entschei­
dungen der Konfliktkommissionen bei der Durch­
setzung der materiellen Verantwortlichkeit .im Be­
reich des Handels.
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